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Geldströme inMoscheen imVisier
Religion MancheMoscheen erhalten finanzielle Unterstützung aus demAusland.Wie viel Geldwoher kommt, bleibt dabeimeist im

Dunkeln. Politiker von links bis rechts fordern nunmehr Transparenz. Islamwissenschafter kritisieren die Vorschläge jedoch.

Maja Briner

Die Forderung klingt trocken,
doch siebirgtZündstoff:Vereine,
dieGeld aus demAusland erhal-
ten oder ins Ausland schicken,
sollen sich ins Handelsregister
eintragen müssen. Das verlangt
die Zürcher FDP-Nationalrätin
Doris Fiala in einer Motion, die
auch von Politikern aus SP und
SVP unterstützt wird. Der Vor-
stoss zielt insbesondere aufmus-
limische Vereine. Fiala sieht die
Registrierpflicht alsMassnahme
imKampf gegenGeldwäscherei,
Radikalisierung und Terroris-
musfinanzierung.DerEintrag im
HandelsregisterwürdedieVerei-
ne von Gesetzes wegen zu einer
ordentlichen Buchführung ver-
pflichten. Zudem ist der Eintrag
öffentlich;BehördenundPrivate
könnten dadurch nachschauen,
wer einen Verein präsidiert und
welchen Zweck dieser hat. Fiala
sagt:«Das istderkleinstmögliche
Eingriff,ummehrTransparenzzu
schaffen.»

LautdemLuzerner Islamfor-
scher Andreas Tunger-Zanetti
werden die allermeisten der
schweizweit rund260Moscheen
von Vereinen getragen. Hinter
einem kleinen Teil stehen Stif-
tungen, beispielsweise bei der
König-Faysal-Moschee in Basel.
Von dieser ist bekannt, dass sie
zumindest in der Vergangenheit
Gelder vom saudischen Staat er-
hielt. Für Schlagzeilen sorgte
jüngst auchdieFinanzierungvon
Moscheen durch die türkische
ReligionsbehördeDiyanet.

Expertengruppe rügt
fehlendeTransparenz

Oft bleiben die Geldflüsse im
Dunkeln. Die internationale Ex-
pertengruppe zur Bekämpfung
der Geldwäscherei und Terrorfi-
nanzierung (Gafi) bemängelte
kürzlichdiemangelndeTranspa-
renzbeiVereinen inder Schweiz.
«Kleinere, religiöse Non-Profit-
Organisationen könnten beson-
ders anfällig sein für Terroris-
musfinanzierung», heisst es im

AnfangDezember veröffentlich-
ten Bericht weiter. Auf Empfeh-
lungderExpertengruppehat der
Bundbereits die kirchlichenStif-
tungenverpflichtet, sich insHan-
delsregister einzutragen.

Fürden Islamwissenschaftler
Reinhard Schulze schiesst Fialas
Forderung dennoch amZiel vor-
bei. «DasAnliegen ist berechtigt,
das Instrument aber wenig er-
folgversprechend», sagt er. Das
Verfahrensei kompliziert undbü-
rokratisch.ZwarkönntederBun-
desrat festlegen, dass die Eintra-
gungspflicht erst ab einer gewis-
sen Summe gilt. «Doch es ist
fraglich, wie dies kontrolliert
werdenkann», sagt Schulze. Sei-
nerAnsichtnachwärees sinnvol-
ler, wenn Kantone muslimische
Dachorganisationen als öffent-
lich-rechtlicheEinrichtungenan-
erkennen würden. ImGegenzug
müsstendieOrganisationenund
ihreMitgliedsgemeinden ihreFi-
nanzen offenlegen.

FarhadAfshar, Präsident des
muslimischen Dachverbands
Kios, hält die Forderung derMo-
tion für«vollkommenunverhält-
nismässig».Die heutigenGeset-
zegenügenaus seiner Sicht, auch
seien die Muslime «hervorra-
gend» in die Arbeitswelt und die
Nachbarschaft integriert, sagt er.
Ein«Sondergesetz» fürmuslimi-

scheVereine sei der falscheWeg,
kritisiert Afshar. Ähnlich wie
Schulze fordert er, dassMuslime
öffentlich-rechtliche Glaubens-
gemeinschaften bilden können.

Wie viel Geld heute aus dem
AuslandanmuslimischeOrgani-
sationen in der Schweiz fliesst,

kann Afshar nicht beantworten.
AuchSchulzekannnur schätzen:
Es sei kein zwei- oder dreistelli-
gerMillionenbetrag, sondernwe-
niger. Doch Schulze sagt: Die
Summe sei nicht entscheidend,
sonderndieLoyalität,mitder sol-
che Spenden erwidert werden.

Dass Geld aus dem Ausland im
grossen Stil in Schweizer Mo-
scheen fliesst, glaubt auch And-
reas Tunger-Zanetti nicht.
«Wenn namhafte Beträge aus
dem Ausland fliessen würden,
würde man das sehen: Die Mo-
scheen würden sich mehr und

besser ausgebildetes Personal
undgediegenereRäumeleisten»,
sagt er.Dass Politiker finden, die
Finanzierung von Moscheen sei
intransparent, kann er nicht
nachvollziehen. «Ich habe den
Eindruck, dass sich solchePoliti-
ker nicht bemüht haben, anZah-
len zu kommen», sagt er.

LautTunger-Zanetti funktio-
niert die interneKontrolle inden
allermeisten Fällen gut. «Die
Mitglieder ticken invielenFällen
sehr schweizerisch und wollen
wissen, was in die Kasse rein-
fliesst undwas rausgeht», sagt er.
Zudem sei dieMoschee für viele
sehr wichtig – um zu beten, sich
zu treffenundan sozialenAktivi-
täten teilzunehmen. «Das alles
würden sie mit unsauberen Ge-
schäften aufs Spiel setzen», sagt
Tunger-Zanetti. Er lehntdieFor-
derungen von Fialas Motion da-
her ab. «Damit würde das Signal
eines Generalverdachts ausge-
sandt», kritisiert er. Das sei pro-
blematisch, solangekonkreteBe-
lege für das Bestehen eines ver-
breiteten Problems fehlten.

«Daswäre
blauäugig»

Nationalrätin Fiala kontert die
Kritik an ihrerMotion. «Woalles
sauber läuft, ist auch der Han-
delsregistereintragproblemlos»,
findet sie – und warnt vor Ver-
harmlosung: «Das wäre blauäu-
gig und nicht im Sinne einer
professionellen Risikoanalyse.»
Nicht alles, was religiös sei, sei
zwingend auch gemeinnützig,
hält sie fest.

DenVorwurf, einenGeneral-
verdacht zu erheben, weist Fiala
ebenfalls zurück. Sie habe den
Vorstoss ausgewogen formuliert
und sich monatelang mit Exper-
tenbesprochen.DieMotion ziele
auch nicht nur auf muslimische
Vereine, betont Fiala: «Auch die
katholische Kirche ist nicht über
alleZweifel erhaben,wasbereits
derVorgängerdesheutigenPaps-
tes mit seinem Kampf gegen
Geldwäscherei dokumentierte»,
sagt die Katholikin.

ReinhardSchulze
Islamwissenschafter

«DieSumme ist
nicht entscheidend,
sonderndie
Loyalität,mitder
solcheSpenden
erwidertwerden.» Ob eine Moschee Geld aus dem Ausland erhält, weiss die Öffentlichkeit oft nicht. Bild: Peter Schneider/KEY

DieSVPhat einProblemamrechtenRand
Kontroverse Ein Vorstandsmitglied einer Zürcher SVP-Sektion hat auf Facebook ein rassistisches Video

verbreitet. Der Kantonalpräsident fordert nunKonsequenzen.

Ein 17Sekunden langesVideoauf
Facebookhat gereicht, umChris-
tianKlambaur ausdemzürcheri-
schen Rüti in die nationalen
Medien zukatapultierenund sei-
nepolitischeKarrierewohl zube-
enden. «SVP-Vorstandsmitglied
schockiertmitRassisten-Video»,
schriebder«Blick», derdenClip
auf der Facebook-Seite des SVP-
Lokalpolitikers entdeckt hatte.
«Ich bin von Afrika hierherge-
kommen, ichbrauche jetztAsyl»,
wirddarineinemdunkelhäutigen
Schauspieler in einerNachverto-
nung eines Hollywood-Films in
den Mund gelegt. «Asyl? Aber
sichernicht inBubikon», antwor-
tet seinGegenüber.MitdenWor-
ten«DuScheissNeger» stösst er
den dunkelhäutigen Mann
schliesslich in einenAbgrund.

Klambaur verteidigte das
Video zuerst: «Ich finde das
witzig, man darf doch auch mal
über ein ernstes Thema ein

<Gschpässli>machen», sagte er.
Auf Facebook entschuldigte er
sichdanngesternaber trotzdem.
Ihm sei ein Missgeschick unter-
laufen.«Ichhabeoffenbar einals
rein privat gedachtes Video, das
als rassistisch aufgefasst werden
kann, öffentlichaufFacebookge-
postet», soKlambaur.Es tue ihm
«unendlich leid», falls er damit
Menschen verletzt habe.

FürKantonalpräsident ist
dasVideo«inakzeptabel»

Rolf Tremp, Präsident der SVP
Rüti, äusserte sich empört über
dasVideo:«Wirdistanzierenuns
als Partei von diesen Äusserun-
gen.»AuchKonradLanghart, der
Präsident der SVP des Kantons
Zürich, bezeichnet den Clip als
«inakzeptabel». «So etwas geht
nicht», sagt er auf Anfrage. Die
SVP-SektionRütimüssedenVor-
fall nungenauabklärenunddann
die entsprechendenKonsequen-

zen ziehen. «Ichwill der Sektion
aber nicht vorgreifen», sagt
Langhart.

Es ist keineswegs das erste
Mal, dass ein SVP-Vertreter
Schlagzeilen macht wegen Ras-
sismus oder Fremdenfeindlich-
keit. Nach zwei Vorfällen im Jahr
2012 sah sich der damalige SVP-
GeneralsekretärMartinBaltisser
gar zueinemschriftlichenAufruf
genötigt. «SolcheLeutehaben in
der SVP nichts zu suchen»,
schrieb er. Ein Zürcher hatte zu-
vor auf Twitter eine «Kristall-
nacht» für Moscheen gefordert,
und ein Solothurner hatte auf
Facebookdazuaufgerufen,Asyl-
bewerberheime in die Luft zu
sprengen. Baltisser mahnte die
SVP-Sektionen, ihre Verantwor-
tungwahrzunehmenundzuhan-
deln, wenn es zu Verfehlungen
komme.

Doch das Problem plagt die
SVP weiter. In jüngerer Vergan-

genheit machte beispielsweise
der St.Margrether SVP-Politiker
Marcel Toeltl Schlagzeilen. 2015
schrieb er in seinem Blog unter
anderem, Flüchtlinge aus Syrien
undEritreahätten«nachweislich
einen sehr tiefen Länder-IQ».
Rassismusvorwürfewurden laut.
Die St.Galler Anklagekammer
hat nun eine Beschwerde Toeltls
gegeneinenSt.Galler, der ihnals
«Nazi-Sympathisanten»bezeich-
net hatte, abgewiesen.

Blocherwill gesamte rechte
Seitebesetzen

DassSVP-Mitglieder immerwie-
derdurch rassistischeoder frem-
denfeindliche Äusserungen auf-
fallen, überrascht Marc Bühl-
mann nicht. Er ist Politologe an
derUniversitätBernundDirektor
von «Année Politique Suisse».
«DieSVPhat indenvergangenen
Jahrzehnten alle anderen Partei-
en rechts von ihr aufgesaugt und

ist selber auch nach rechts ge-
rutscht», sagt Bühlmann.Das ist
durchausKalkül: SVP-Vordenker
ChristophBlocherwill rechts von
seinerPartei keineanderedemo-
kratisch legitimierte Partei ha-
ben. Die SchweizerDemokraten
oder die Partei National Orien-
tierter Schweizer sinddennauch
praktisch inexistent. «Jemand,
der rechtskonservative oder ras-
sistische Ansichten vertritt, geht
zur SVP», sagt Bühlmann. Das
hat laut ihmaber aucheinenVor-
teil: Als bürgerliche Partei habe
die SVP so dieMöglichkeit, radi-
kale Personen zu sozialisieren.
«Würdensichdiese ineiner eige-
nen,kleinenGruppierungzusam-
menfinden, wäre das gefährli-
cher», so Bühlmann. Dass die
SVP von solchen Vorfällen einen
Imageschadendavonträgt, glaubt
er nicht.

Michel Burtscher

«DieSVPhat in
denvergangenen
Jahrzehntenalle
anderenParteien
rechtsvon ihr
aufgesaugt.»

MarcBühlmann
PolitologeUniversität Bern


